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1. Einleitung 

Das vorliegende Dokument enthält Grundlageninformationen über den Vollzug des Bundesgesetzes 

über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGSA)1 und ergänzt den Bericht des Staatssek-

retariats für Wirtschaft (SECO) über den Vollzug des BGSA (BGSA-Bericht2). Während der BGSA-Be-

richt Daten und Auswertungen zu den Kontroll- und Koordinationstätigkeiten während eines bestimmten 

Berichtsjahres enthalten, erläutert das vorliegende Dokument die rechtlichen Grundlagen und die Orga-

nisation der Schwarzarbeitsbekämpfung sowie wichtige Begriffe in diesem Bereich. 

2. Definition Schwarzarbeit in der Schweiz 

In der Schweiz wird unter Schwarzarbeit eine üblicherweise gegen Entgelt ausgeübte selbständige oder 

unselbständige Arbeit verstanden, die als Tätigkeit an sich legal ist, bei deren Ausübung aber gegen 

Rechtsvorschriften verstossen wird. In der öffentlichen Diskussion wird der Begriff «Schwarzarbeit» teil-

weise mit dem Begriff «Schattenwirtschaft» gleichgestellt. Letzterer umfasst jedoch je nach Definition 

ein deutlich weiteres Spektrum an Aktivitäten. Darunter fallen z. B. alle nicht staatlich erfassten ökono-

mischen Aktivitäten, welche zur Wertschöpfung, beziehungsweise zum Bruttonationaleinkommen bei-

tragen und somit auch Einkommen aus illegalen oder kriminellen Tätigkeiten. Schwarzarbeit ist dement-

sprechend als Teil der Schattenwirtschaft zu verstehen. 

Das BGSA grenzt legale Arbeit indirekt über den Kontrollgegenstand in Artikel 6 BGSA von der Schwarz-

arbeit ab. Gemäss diesem Begriffsverständnis liegt Schwarzarbeit vor, wenn die im Ausländer-, Sozial-

versicherungs- und Quellensteuerrecht vorgesehenen Melde- und Bewilligungspflichten verletzt werden. 

3. Grundzüge der Schwarzarbeitsbekämpfung 

3.1. Das Bundesgesetz und die Verordnung gegen die Schwarzarbeit 

Die Grundzüge der Bekämpfung der Schwarzarbeit in der Schweiz werden durch das Bundesgesetz 

gegen die Schwarzarbeit geregelt. Dieses ist am 1. Januar 2008 in Kraft getreten und per 1. Januar 2018 

revidiert worden. Weitere Detailregelungen finden sich in der Verordnung zum BGSA3 sowie den Aus-

führungsbestimmungen in den kantonalen Rechtserlassen. Als rechtsübergreifendes Rahmengesetz re-

gelt das BGSA keine eigenständigen Melde- und Bewilligungspflichten im BGSA-Bereich. Die einzelnen 

Pflichten, welche Arbeitgebende und Arbeitnehmende im Sozialversicherungs-, Ausländer- und Quel-

lensteuerrecht einzuhalten haben, werden in den entsprechenden Spezialgesetzen (AIG, AHVG, DBG 

etc.) definiert. Es sind dementsprechend auch die in diesen Bereichen zuständigen Behörden, welche 

im Nachgang an eine Kontrolle der Schwarzarbeitsinspektorinnen und -inspektoren die notwendigen 

Abklärungen durchführen und bei Verstössen gegen den Kontrollgegenstand nach Artikel 6 BGSA die 

entsprechenden Sanktionen und administrativen Massnahmen aussprechen. Im Folgenden werden die 

wichtigsten Massnahmen des BGSA zur Bekämpfung der Schwarzarbeit erläutert. Dabei entspricht die 

Reihenfolge derjenigen des Gesetzes: 

- Schaffung eines vereinfachten Verfahrens zur Abrechnung der Sozialversicherungsbeiträge und 

Steuern; 

- Schaffung kantonaler Kontrollorgane zur Bekämpfung der Schwarzarbeit; 

- Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Behörden; 

- Einführung zusätzlicher Sanktionen; 

 
1 SR 822.41. 

2 Abrufbar unter: Berichte des SECO über den Vollzug des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGSA). 

3 Verordnung über die Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit vom 6. September 2006 (Verordnung gegen die Schwarzarbeit, VOSA; 
SR 822.411). 

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Personenfreizuegigkeit_und_Arbeitsbeziehungen/berichte-des-seco-ueber-den-vollzug-des-bundesgesetzes-ueber-mas.html


 

 

 

 

 

- Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der kantonalen Kontrolltätigkeit. 

3.2. Vereinfachtes Abrechnungsverfahren für Sozialversicherungsbeiträge und Steuern 

Das vereinfachte Abrechnungsverfahren steht Arbeitgebenden zur Verfügung, welche Löhne bis 

CHF 22 680 pro Arbeitnehmenden und eine gesamte jährliche Lohnsumme bis CHF 60 480 abrechnen.4 

Es charakterisiert sich vor allem dadurch, dass der Arbeitgebende nur einmal im Jahr Sozialversiche-

rungsbeiträge (AHV/IV/EO/ALV/Familienzulagen) zu entrichten hat und dass das Einkommen gleichzei-

tig mit der Abrechnung der Sozialversicherungsbeiträge versteuert wird. 

Dieses Verfahren richtet sich insbesondere an private Arbeitgebende, welche Arbeitnehmende im Pri-

vathaushalt anstellen. Gemäss Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung5 müssen 

die privaten Arbeitgebenden die Löhne ihrer Angestellten ab dem ersten Lohnfranken gegenüber den 

Sozialversicherungen abrechnen. Seit der Revision des BGSA per 1. Januar 2018 sind folgende juristi-

sche und natürliche Personen vom vereinfachten Abrechnungsverfahren ausgeschlossen: Kapitalgesell-

schaften und Genossenschaften sowie im eigenen Betrieb mitarbeitende Ehegatten und Kinder. 

Nebst diesem nationalen vereinfachten Abrechnungsverfahren bestehen in verschiedenen Kantonen 

weitere Verfahren zur vereinfachten Abrechnung geringer Lohnsummen. 

3.3. Kantonale Kontrollorgane: Kontroll- und Koordinationstätigkeiten  

Das BGSA verpflichtet die Kantone dazu, ein Kontrollorgan zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (KKO) 

einzurichten. Die Kantone verfügen über einen grossen Gestaltungsspielraum bei der Organisation ihres 

KKO. Die meisten Kantone haben das KKO bei der kantonalen Arbeitsmarktbehörde angesiedelt. Zudem 

haben einige Kantone die Aufgaben bereichsspezifisch an paritätische Kommissionen oder Kontrollver-

eine delegiert, welche auch die flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit (FlaM) vollziehen 

und dabei insbesondere die Einhaltung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen in der Schweiz 

kontrollieren. 

Das KKO kontrolliert, ob Arbeitgebende und Arbeitnehmende die Melde- und Bewilligungspflicht gemäss 

Ausländerrecht und die Melde- und Abrechnungspflicht gemäss Sozialversicherungs- und Quellensteu-

errecht einhalten. Nebst der Kontrolltätigkeit besteht ein erheblicher Teil der Bekämpfung der Schwarz-

arbeit aus Koordinationsaufgaben. Stellt das KKO Verdachtsmomente fest, leitet es diese den im spezi-

fischen Rechtsgebiet zuständigen Behörden (nachfolgend «Spezialbehörden» genannt, insbesondere 

Migrationsämter, Ausgleichskassen und Quellensteuerbehörden) weiter. Die Spezialbehörden führen – 

soweit erforderlich – weitere Abklärungen durch und erlassen bei Bestätigung des Verdachts die in der 

jeweiligen Gesetzgebung vorgesehenen Verwaltungsmassnahmen und Sanktionen. Die KKO selbst ver-

fügen über keine Sanktionskompetenzen. 

3.4. Zusammenarbeit und Informationsaustausch im Bereich BGSA 

Als rechtsgebietsübergreifendes Gesetz sieht das BGSA vor, dass diverse Behörden der Gemeinden, 

Kantone und des Bundes (u. a. Behörden in Sachen Arbeitsinspektion, Arbeitsmarkt, Arbeitslosenversi-

cherung, Sozialhilfe, Grenzwachtkorps oder die Polizeibehörden) mit dem KKO zusammenarbeiten und 

dieses über Feststellungen informieren, die sie im Rahmen ihrer Tätigkeit machen und die Anhaltspunkte 

für das Vorliegen von Schwarzarbeit sind. Des Weiteren sind die für die Sanktionen und administrativen 

Massnahmen zuständigen Behörden verpflichtet, das KKO, welches an der Sachverhaltsabklärung mit-

gewirkt hat, über rechtskräftige Entscheide und Urteile zu informieren. Schliesslich regelt das BGSA 

 
4 Grenzbeträge für das Jahr 2026. 

5 AHVV, SR 831.101. 



 

 

 

 

 

auch den Informationsaustausch zwischen den Spezialbehörden untereinander (Art. 12 Abs. 1–

5 BGSA). 

Dem Spannungsverhältnis zwischen den Interessen der Öffentlichkeit an der Aufdeckung von Schwarz-

arbeit und den Interessen des Einzelnen am Schutz seiner Privatsphäre wird dabei mit spezifischen 

Regelungen über den Datenschutz im BGSA und in den Spezialgesetzen Rechnung getragen. 

3.5. Weiterleitung von Hinweisen ausserhalb des Kontrollgegenstandes 

Das BGSA regelt nicht nur den Informationsaustausch im Rahmen der Schwarzarbeitsbekämpfung, son-

dern auch denjenigen bei Verdacht auf Verstösse ausserhalb des Kontrollgegenstandes nach Arti-

kel 6 BGSA. Gemäss Artikel 12 Absatz 6 BGSA können das KKO oder Dritte, an die die Kantone Kon-

trolltätigkeiten delegiert haben, die zuständigen Behörden oder Organe informieren, wenn sich im Rah-

men der Schwarzarbeitskontrollen Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Verstoss ausserhalb des Kon-

trollgegenstandes vorliegt. Mit Inkrafttreten des revidierten BGSA per 1. Januar 2018 ist die Möglichkeit 

einer Meldung von Verdachtsfällen ausserhalb des Kontrollgegenstandes ausgeweitet worden (u. a. in 

den Bereichen des Entsende- und Arbeitsgesetzes sowie des kantonalen Sozialhilferechts; vgl. 

Art. 12 Abs. 6 BGSA). 

3.6. Sanktionen im Rahmen der Schwarzarbeitsbekämpfung 

Mit der Einführung des BGSA wurde auch die Möglichkeit geschaffen, Arbeitgebende, welche wegen 

schwerwiegender oder wiederholter Missachtung ihrer Melde- und Bewilligungspflichten gemäss Sozi-

alversicherungs- oder Ausländerrecht rechtskräftig verurteilt worden sind, für bis zu fünf Jahre vom öf-

fentlichen Beschaffungswesen auszuschliessen oder ihnen Finanzhilfen für ebenfalls längstens fünf 

Jahre zu kürzen. 

In Artikel 18 BGSA wird zudem die vorsätzliche Erschwerung oder Vereitelung einer Schwarzarbeits-

kontrolle sowie die vorsätzliche Verletzung der Mitwirkungspflicht der kontrollierten Personen und Be-

triebe unter Strafe gestellt. 

Nebst diesen Sanktionen statuieren die Spezialgesetze weitere Sanktionen im Bereich der Schwarzar-

beitsbekämpfung. Unter anderem wird im Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversiche-

rung6 vorgesehen, dass im Falle einer strafrechtlichen Verurteilung wegen bestimmten AHVG-Verstös-

sen Zuschläge auf nicht geleistete Beiträge zu erheben sind. Bei erstmaliger Begehung beträgt der Zu-

schlag 50 %, im Wiederholungsfall bis zu 100 % der geschuldeten Beiträge. 

  

 
6 AHVG, SR 831.10. 



 

 

 

 

 

4. Ablaufschema einer Schwarzarbeitskontrolle 

Nachfolgende Abbildung enthält eine vereinfachte Darstellung einer Schwarzarbeitskontrolle. 

Abbildung 4.1 Ablaufschema einer Schwarzarbeitskontrolle 

Verdacht / Hinweise aus Bevölkerung, 
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5. Beschreibung der verschiedenen involvierten Akteure 

Nachfolgend werden die verschiedenen Akteure, welche in die Schwarzarbeitsbekämpfung involviert 

sind, erläutert. 

5.1. Kontrollbehörden 

In der Regel führen die KKO spontan oder aufgrund von eingegangen Hinweisen Kontrollen vor Ort 

durch. Sie prüfen, ob ein Verstoss der Melde- und Bewilligungspflichten im Sozialversicherungs-, Aus-

länder- oder Quellensteuerrecht vorliegt und erheben die massgebenden Informationen. Sie sind zudem 

in Angelegenheiten betreffend Schwarzarbeit zuständig für den Datenaustausch mit den beteiligten Be-

hörden in einem Kanton und stehen daher in regem Kontakt mit den Spezialbehörden sowie dem SECO. 

Die Kontrollen werden vereinzelt auch an Kontrollstellen, Kontrollvereine oder an paritätische Kommis-

sionen delegiert. Liegt ein konkreter Verdacht eines Verstosses gegen eine Melde- oder Bewilligungs-

pflicht vor, leitet die Kontrollbehörde die Informationen an die entsprechende Spezialbehörde weiter. Wo 

keine konkreten Hinweise auf Schwarzarbeit gefunden wurden, wird der betreffenden Spezialbehörde 

keine Meldung gemacht. 

5.2. Spezialbehörden 

Diese klären die von den Kontrollorganen und weiteren Behörden erhaltenen konkreten Informationen 

oder einen selbst festgestellten Verdacht weiter ab. Die Spezialbehörden sind nachfolgend aufgelistet. 

Ihre Aufgaben umfassen: 

AHV-Ausgleichskasse 

Die AHV-Ausgleichskassen sind u.a. für den Vollzug der Alters- und Hinterlassenenversicherungs- 

(AHV) sowie der Erwerbsersatz- (EO) Gesetzgebung und für die Beitragserhebung in der Invalidenver-

sicherung (IV) und Arbeitslosenversicherung (ALV) sowie für die Berechnung und Auszahlung der IV-

Renten zuständig. Allenfalls nehmen sie noch weitere sozialversicherungsrechtliche Spezialaufgaben 

(bspw. berufliche Vorsorge, Ergänzungsleistungen) wahr. 

Sie prüfen, ob der Arbeitgebende seine Anschlusspflicht an die Ausgleichskasse, die Meldepflicht neuer 

Arbeitnehmenden nach Stellenantritt bei dieser Kasse sowie die Pflicht zur Einreichung einer Abrech-

nung der tatsächlich ausbezahlten Lohnsumme innert 30 Tagen nach Ablauf der Abrechnungsperiode 

eingehalten hat.  

Asyl- und Ausländerbehörden (Migrationsämter) 

Diese nehmen Aufgaben im Bereich des Ausländerrechts wahr. Sie werden im Rahmen der Bekämpfung 

der Schwarzarbeit von den Sozialversicherungsbehörden in gewissen Fällen direkt über Verdachtsfälle 

informiert. Je nach Herkunftsland der ausländischen Arbeitnehmenden (EU oder Drittstaat) und in Ab-

hängigkeit der Arbeitsdauer prüft die Behörde, ob die Melde- oder Bewilligungspflichten des Arbeitsge-

bers oder die Bewilligungspflicht des Arbeitnehmenden eingehalten wurden. 

Steuerbehörden (nur im Bereich Quellensteuerrecht) 

Im Bereich Schwarzarbeit arbeiten die Steuerbehörden ausschliesslich im Zusammenhang mit dem 

Quellensteuerrecht mit den kantonalen Kontrollorganen zusammen. 



 

 

 

 

 

Die kantonale Steuerbehörde prüft nach Eingang des konkreten Verdachts, ob der Arbeitgebende die 

Beschäftigung seiner Arbeitnehmenden, welche quellensteuerpflichtig sind, innert acht Tagen ab Stel-

lenantritt7 mit dem dafür vorgesehenen Formular gemeldet hat. 

Die kantonalen Steuerbehörden sind verpflichtet, den kantonalen Ausgleichskassen Meldung zu erstat-

ten, wenn sie feststellen, dass ein jährliches Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit über 

CHF 2500 (Grenzbetrag für das Jahr 2026) nicht deklariert wurde. 

5.3. Weitere wichtige Beteiligte  

Polizei 

Die Polizei kann vom kantonalen Kontrollorgan im Bedarfsfall hinzugezogen werden, was vor allem bei 

Grosskontrollen geschieht. In vielen Kantonen ist die Polizei allein zuständig für Kontrollen im Bereich 

des «Rotlichtmilieus», teilweise auch im Gastronomiebereich. Unter anderem ist die Polizei aufgrund der 

vielen Hinweise aus der Bevölkerung, welche häufig nicht an das KKO gerichtet werden, in einigen Kan-

tonen ebenfalls eine wichtige Institution in der Bekämpfung der Schwarzarbeit. 

Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft ist je nach Sachverhalt in die Ermittlungsarbeiten miteinzubeziehen, erlässt Straf-

befehle und erhebt gegebenenfalls Anklage beim Gericht.  

Werden z. B. vorsätzlich Kontrollen des Kontrollorgans Artikel 6 und 7 BGSA erschwert oder vereitelt 

oder wird vorsätzlich die Mitwirkungspflicht nach Artikel 8 BGSA verletzt, erfolgt eine Strafanzeige bei 

der Staatsanwaltschaft durch die Kontrollbehörde des jeweiligen Kantons. 

Gerichte 

Werden Entscheide (Sanktionen) der ersten Instanz nicht akzeptiert, gelangen die sanktionierten Unter-

nehmen oder Personen an das Gericht, damit der Fall neu beurteilt werden kann oder die Staatsanwalt-

schaft erhebt Anklage vor Gericht.  

Die Gerichte übermitteln die für die Bekämpfung der Schwarzarbeit relevanten Urteile dem kantonalen 

Kontrollorgan. 

  

 
7 Übermittelt der Arbeitgebende die Quellensteuerabrechnung elektronisch, so kann er Neuanstellungen mittels monatlicher Abrechnung melden 
(Art. 5 Abs. 2 der Quellensteuerverordnung, QStV, SR 642.118.2). 

 



 

 

 

 

 

6. Ausgestaltung der kantonalen Kontrollorgane 

Die KKO nehmen Anzeigen betreffend Schwarzarbeit entgegen und kontrollieren, ob Betriebe und Ar-

beitnehmende die Melde- und Bewilligungspflichten gemäss Sozialversicherungs-, Ausländer- und 

Quellensteuerrecht einhalten. Die Organisation der verschiedenen KKO wird nachfolgend erläutert: 

Aargau 

Das KKO gemäss BGSA ist im Kanton Aargau das Amt für Migration und Integration. Es übt die Kontroll- 

sowie Koordinationstätigkeit aus. Die Inspektorinnen und Inspektoren führen in Branchen ohne allge-

meinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrag zum Teil koordinierte Schwarzarbeitskontrollen und 

Kontrollen betreffend die flankierenden Massnahmen zum Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU 

(FlaM-Kontrollen) durch. Es finden auch gemeinsame Kontrollen mit der Polizei statt.  

Appenzell Innerrhoden und Appenzell Ausserrhoden 

Die Abteilung Arbeitsinspektorat des Amtes für Wirtschaft und Arbeit des Kantons Appenzell Ausserrho-

den ist auch das Arbeitsinspektorat des Arbeitsamtes des Kantons Appenzell Innerrhoden und als sol-

ches in beiden Kantonen das Vollzugsorgan des BGSA. Das Arbeitsinspektorat nimmt als zentrale kan-

tonale Meldestelle Hinweise auf Schwarzarbeit entgegen und koordiniert das weitere Vorgehen mit wei-

teren involvierten Behörden.  

Basel-Landschaft 

Die Fachstelle Schwarzarbeit des kantonalen Amtes für Industrie, Gewerbe und Arbeit (KIGA) sowie das 

vom Kanton eingesetzte KKO im Bereich des Bauhaupt- und Baunebengewerbes, die Arbeitsmarktkon-

trolle für das Baugewerbe (AMKB), sind zuständig für alle Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarz-

arbeit. Sie führen Kontrollen bei Arbeitgebenden, Arbeitnehmenden und Selbständigerwerbenden durch.  

Basel-Stadt 

Im Kanton Basel-Stadt ist die Abteilung Arbeitsbeziehungen im Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) das 

KKO. Der Vollzug des BGSA ist einerseits beim AWA und andererseits beim Justiz- und Sicherheitsde-

partement angesiedelt und mittels Leistungsvereinbarung geregelt. Es besteht zudem eine Zusammen-

arbeit mit der Kontrollstelle Gastro. Im Kanton Basel-Stadt werden viele Kontrollen mit der Polizei koor-

diniert und durchgeführt. 

Bern 

Der Kanton Bern führt bereits seit dem 1. Januar 2004 Kontrollen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

durch. Die dazu notwendigen Massnahmen gegen Schwarzarbeit waren im kantonalen Arbeitsmarktge-

setz enthalten. 

Seit dem 21. Februar 2008 führt der Verein Arbeitsmarktkontrolle Bern (AMKBE) Kontrollen zur Bekämp-

fung der Schwarzarbeit durch. Der Geschäftsbereich Arbeitsmarktaufsicht des Amtes für Wirtschaft (frü-

her beco Berner Wirtschaft) ist die zentrale kantonale Meldestelle, die Meldungen über vermutete 

Schwarzarbeit entgegennimmt und das weitere Vorgehen bei Abklärungen mit der AMKBE sowie ande-

ren involvierten Behörden koordiniert. 



 

 

 

 

 

Freiburg 

Die Abteilung Arbeitsmarkt (AM) des Amtes für den Arbeitsmarkt (AMA) ist das KKO im Kanton Freiburg. 

Die Abteilung besteht aus der Arbeitsmarktaufsicht (BGSA, FlaM und AVG) und dem kantonalen Ar-

beitsinspektorat. Der Kanton Freiburg setzt zur Bekämpfung der Schwarzarbeit einerseits die Inspekto-

rinnen und -inspektoren des AMA ein und andererseits im Bereich des Bauhaupt- und Baunebengewer-

bes und der industriellen Reinigung Inspektorinnen und Inspektoren des Baustelleninspektorats Frei-

burg. Der Kontrollauftrag des Baustelleninspektorats umfasst 300 Kontrollen pro Jahr. 

Die Inspektorinnen und Inspektoren des AMA haben einen gerichtspolizeilichen Status und ihre Hand-

lungen werden durch die Strafprozessordnung geregelt. Sie sind für alle Ermittlungshandlungen, ein-

schliesslich Vernehmungen und Observationen, zuständig und erstellen einen Anzeigerapport an die 

Staatsanwaltschaft, sobald eine Straftat festgestellt wurde. 

Genf 

Innerhalb des Office cantonal de l’inspection et des relations du travail (OCIRT) spielt die Direction de la 

police du commerce et de lutte contre le travail au noir (PCTN) die zentrale Rolle bei der Bekämpfung 

der Schwarzarbeit und koordiniert die bei der Kontrolltätigkeit anfallenden Aufgaben. Um der Problematik 

der Schwarzarbeit im Kanton Genf bestmöglich begegnen zu können, wurden zahlreiche Synergien mit 

einer grossen Anzahl von staatlichen Instanzen geschaffen, wie z. B.: Kantonspolizei, der Direktion Ar-

beitsinspektion (AI) des OCIRT, die paritätische Unternehmensinspektion (PUI), paritätische Kommissi-

onen, die kantonale AHV-Ausgleichskasse, die kantonale IV-Stelle, das allgemeine Hospiz, das kanto-

nale Arbeitsamt, das kantonale Amt für Bevölkerung und Migration, die kantonale Steuerverwaltung so-

wie das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit. Die Vielfalt der Beteiligten erfordert eine verstärkte 

Koordination. 

Glarus 

Das Inspektorat Arbeitsmarkt ist im Kanton Glarus das kantonale Kontrollorgan und ein Teil der Abteilung 

Arbeit im Amt für Wirtschaft und Arbeit. Es nimmt Verdachtsmeldungen von Privaten, Behörden, Unter-

nehmen und weiteren Institutionen entgegen, wertet diese aus und führt gegebenenfalls eine Kontrolle 

vor Ort durch.  

Graubünden 

Im Kanton Graubünden ist das KKO in der Abteilung Arbeitsbedingungen des Amtes für Industrie, Ge-

werbe und Arbeit (KIGA) angesiedelt. Die Kontrollen im Bereich Erotikgewerbe werden von der Kantons-

polizei durchgeführt. Teilweise werden die Kontrollen von selbständigen Dienstleistungserbringern auf 

die Einhaltung der Melde- und Bewilligungspflichten durch den Kontrollverein Arbeitskontrollstelle Grau-

bünden (AKGR) durchgeführt. Indem alle Kontrolleure gleichzeitig Kontrollen im Bereich der Bekämp-

fung der Schwarzarbeit und im Bereich der flankierenden Massnahmen vornehmen, können Doppelspu-

rigkeiten vermieden werden.  

Jura 

Im Kanton Jura ist der Bereich Surveillance et Régulation, der dem Service de l’économie et de l’emploi 

angehört, mit der Durchführung der Schwarzarbeitskontrollen beauftragt. Der Bereich Surveillance et 

Régulation ist ebenfalls zuständig für die Kontrollen im Bereich der flankierenden Massnahmen. 

Das KKOarbeitet eng mit dem Inspektor des AICPJ (Association interprofessionnelle des commissions 

paritaires jurassiennes) zusammen. Der Kanton hat mit dem Verein eine Leistungsvereinbarung für die 

Durchführung der Kontrollen in Branchen mit allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen ab-

geschlossen (Baugewerbe).  



 

 

 

 

 

Luzern 

Das KKO im Kanton Luzern ist bei der kantonalen Industrie- und Gewerbeaufsicht (KIGA), einer Abtei-

lung der öffentlich-rechtlichen Anstalt Wirtschaft Arbeit Soziales (WAS wira), angesiedelt. Es übernimmt 

eine Drehscheiben- und Koordinationsfunktion und führt Kontrollen vor Ort durch. Das Kontrollorgan 

sammelt die eingegangenen Meldungen von Privaten oder Behörden und führt eine Triage durch. Falls 

sich ein Verdachtsmoment verdichtet oder erhärtet, werden Kontrollen vor Ort geplant und bei Bedarf 

zusätzliche Amtsstellen wie auch die Polizei informiert, resp. im Fall der Polizei auch beigezogen. Im 

Erotikgewerbe werden die Kontrollen entweder durch die Luzerner Polizei oder koordiniert mit WAS wira 

KIGA durchgeführt. 

Neuenburg 

Der Kanton Neuenburg verfügt seit dem Jahr 2000 über Erfahrung in der Bekämpfung der Schwarzar-

beit. Seit der Reform des Service de l’emploi per 1. Mai 2017 gehört die entsprechende Verwaltungsein-

heit zum Ressort Kontrollen des Amtes für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsbedingungen. Dieses Ressort 

ist für die Kontrollen im Bereich der Schwarzarbeitsbekämpfung und der flankierenden Massnahmen 

zuständig sowie für Untersuchungen über den missbräuchlichen Bezug von Sozialhilfeleistungen und 

für einen Teil der Prostitutionskontrollen in Massagesalons, die eine Betriebsbewilligung des Kantons 

benötigen. 

Die Inspektorinnen und Inspektoren des Ressorts haben den Status von Gerichtspolizistinnen und Ge-

richtspolizisten und ihre Handlungen unterstehen der Strafprozessordnung. Sie sind für alle Ermittlun-

gen, einschliesslich Befragungen, zuständig und erstatten der Staatsanwaltschaft Rapport, sobald ein 

Verstoss festgestellt wurde. 

Im Bereich der Schwarzarbeitsbekämpfung wurde im Jahr 2018 eine Zusammenarbeitsvereinbarung mit 

dem Neuenburger Verband zur Kontrolle der Arbeitsbedingungen (ANCCT) unterzeichnet, in der die 

paritätischen Kommissionen des Bauhaupt- und Baunebengewerbes vertreten sind, damit gemeinsame 

Kontrollen auf den Baustellen durchgeführt werden können. 

Nidwalden, Obwalden, Uri und Schwyz 

Die Tripartite Arbeitsmarktkommission der Kantone Nidwalden, Obwalden und Uri (TAK), basierend auf 

einer Vereinbarung zwischen den drei Kantonen, vollzieht das Entsendegesetz sowie das BGSA. Die 

Inspektorinnen und Inspektoren führen in Branchen mit und ohne allgemeinverbindlich erklärten Ge-

samtarbeitsvertrag Schwarzarbeitskontrollen durch. Es finden zudem gemeinsame Kontrollen mit der 

Polizei statt. Die TAK ist ebenfalls zuständig für die Kontrollen im Bereich der flankierenden Massnah-

men in Branchen ohne allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrag.  

Die TAK führt ausserdem, gestützt auf eine Vereinbarung, ebenfalls die Kontrollen für den Kanton 

Schwyz durch.  

Schaffhausen 

Das Arbeitsinspektorat des Arbeitsamtes Schaffhausen ist das KKO zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

und nimmt die Koordination zwischen den relevanten Amtsstellen wahr (Drehscheibenfunktion). Kontrol-

len werden meist aufgrund konkreter Hinweise von Behörden und Privaten durchgeführt. Der Kanton 

Schaffhausen hat dazu ein digitales Meldeformular eingerichtet, damit Verdachtsfälle von Schwarzarbeit 

rund um die Uhr übermittelt werden können. Bei Bedarf wird der Schwarzarbeitsinspektor polizeilich 

unterstützt. Zur Erzielung einer präventiven Wirkung wird insbesondere auf das Zusammenspiel von 

Präsenz der Kontrollorgane, Nutzung der zur Verfügung stehenden Sanktionsmöglichkeiten bei festge-

stellter Schwarzarbeit sowie Information der Öffentlichkeit über die Tätigkeit der für die Bekämpfung der 

Schwarzarbeit zuständigen Behörden gesetzt. Bei der risikobasierten Bestimmung der zu kontrollieren-

den Branchen hat die tripartite Kommission (TPK Schaffhausen) beratende Funktion. 



 

 

 

 

 

Solothurn 

Das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA), Abteilung Arbeitsbedingungen, ist das KKO im Kanton Solo-

thurn. Es dient als Drehscheibe und Koordinationsstelle beim Vollzug des BGSA und führt Kontrollen vor 

Ort durch. Das AWA sammelt Meldungen und Hinweise von Privaten oder Behörden und führt eine Tri-

age durch. Falls sich ein Verdachtsmoment verdichtet oder erhärtet, werden Kontrollen vor Ort geplant 

und bei Bedarf zusätzliche Amtsstellen informiert oder aufgeboten. Die Polizei steht dem AWA bei Kon-

trollen ebenfalls unterstützend zur Seite. 

St. Gallen 

Im Kanton St. Gallen wird die Funktion des kantonalen Kontrollorgans von der Abteilung Arbeitsmarkt 

des Amtes für Wirtschaft und Arbeit ausgeübt. Kontrollen erfolgen in der Regel auf Hinweis hin. Insbe-

sondere Kontrollen auf Grossbaustellen oder im Erotikgewerbe werden in der Regel mit der Polizei ko-

ordiniert durchgeführt. Andere Partner wie das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) oder das 

Arbeitsinspektorat werden situativ beigezogen. Das Kontrollorgan ist Drehscheibe und Koordinations-

stelle bei allen Hinweisen auf Schwarzarbeit, unabhängig davon, ob diese von anderen Behörden oder 

von Privatpersonen und Firmen gemacht werden. 

Thurgau 

Im Kanton Thurgau ist das Kontrollorgan für den Vollzug des BGSA bei der Arbeitsmarktaufsicht des 

Amtes für Wirtschaft und Arbeit (AWA) angesiedelt, die Kontrollen vor Ort werden von den Arbeitsin-

spektoren der Arbeitsmarktaufsicht ausgeführt. Die Kontrollen werden grösstenteils gestützt auf Hin-

weise von anderen Amtsstellen bzw. auf eigene Feststellungen durchgeführt sowie nach Prüfung des 

Sachverhalts gestützt auf Hinweise aus der Bevölkerung. Die TPK für den Arbeitsmarkt hat eine bera-

tende Funktion. 

Tessin 

Das Kontrollorgan des Kantons Tessin wird durch das Ufficio per la sorveglianza del mercato del lavoro 

(USML) sowie durch das Arbeitsinspektorat (Ufficio dell’ispettorato del lavoro UIL) repräsentiert. Das 

USML koordiniert die Kontrolleinsätze, nimmt Hinweise von anderen Amtsstellen und aus der Bevölke-

rung entgegen und leitet die bei den Kontrollen vor Ort gemachten Feststellungen an die für die Ermitt-

lung und Entscheide zuständigen Behörden weiter. Das UIL ist für den operativen Teil zuständig, das 

heisst für die Kontrollen vor Ort.  

Seine Aufgaben bestehen nicht nur aus Kontrollen vor Ort, sondern auch aus umfassenden vorgängigen 

und nachträglichen Abklärungen sowie der Befragung von Personen, welche der Schwarzarbeit ver-

dächtigt werden. 

Waadt 

Im Kanton Waadt wird die Schwarzarbeit bereits seit dem Jahr 1999 gestützt auf eine kantonale gesetz-

liche Grundlage bekämpft. Mit Inkrafttreten der Bundesgesetzgebung wurde das kantonale Recht ent-

sprechend überarbeitet und angepasst. Baustellenkontrollen werden durch ein quadripartites Organ, be-

stehend aus Vertretern des Kantons, der Sozialpartner und der Suva, durchgeführt. In der Branche Ho-

tellerie-Restaurants überwacht eine tripartite Kommission den Arbeitsmarkt. In den restlichen Branchen 

führen Inspektorinnen und Inspektoren der Generaldirektion für Beschäftigung und Arbeitsmarkt (DGEM) 

Kontrollen durch. Die Inspektorinnen und Inspektoren sind ebenfalls mit der Durchführung der Kontrollen 

im Bereich der flankierenden Massnahmen (FlaM) betraut.  

  



 

 

 

 

 

Wallis 

Im Kanton Wallis ist das kantonale Beschäftigungs- und Sozialhilfeinspektorat (ICEAS), welche der 

Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Arbeitsverhältnisse (DAA) angegliedert ist, das KKO. Das Kon-

trollorgan agiert als eine Art Untersuchungsbehörde. Seine Aufgaben bestehen nicht nur aus Kontrollen 

vor Ort, sondern auch aus umfassenden vorgängigen und nachträglichen Abklärungen sowie der Befra-

gung von Personen, welche der Schwarzarbeit verdächtigt werden. Die DAA ist für die Instruktion und 

für die Verhängung von Geldstrafen zuständig. Im Kanton Wallis wird die Schwarzarbeit bereits seit dem 

Jahr 1999 bekämpft. Die kantonale Gesetzgebung sah bereits damals eine Zusammenarbeit zwischen 

den verschiedenen zuständigen Behörden und Organisationen vor. 

Zug 

Im Kanton Zug ist das KKO als Koordinationsstelle beim Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) angesie-

delt. Die Koordinationsstelle nimmt Hinweise auf Schwarzarbeit entgegen und leitet diese an die zustän-

digen Behörden und Organisationen weiter, welche gestützt auf diese Hinweise entsprechende Kontrol-

len durchführen. Sie informieren die Koordinationsstelle über die Kontrollergebnisse. 

Zürich 

Das KKO ist im Kanton Zürich bei der Abteilung Personenfreizügigkeit im Amt für Wirtschaft angesiedelt. 

Die verwaltungsinterne Kontrollstelle Arbeitsmarkt organisiert die Durchführung der Kontrollen, insbe-

sondere auch in Zusammenarbeit mit der Polizei. Die tripartite Kommission für arbeitsmarktliche Aufga-

ben des Kantons Zürich (TPK) hat bei der Bezeichnung der zu kontrollierenden Branchen beratende 

Funktion und erstellt halbjährlich ein Kontrollkonzept zuhanden des Amtes für Wirtschaft. 


